
Anlage 1 

Grundsätze zur Anwendung des § 36a BauGB: Zustimmung der 

Gemeinde 

1 Präambel 
Mit dem Gesetz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung („Bauturbo“) 

hat der Bundesgesetzgeber zum 30.10.2025 umfassende Änderungen im Baugesetzbuch (BauGB) 

vorgenommen. Ziel der Gesetzesnovelle ist es, Wohnbauvorhaben schneller, unbürokratischer und mit 

deutlich reduziertem Verfahrens- und Verwaltungsaufwand zu ermöglichen, um dem weiterhin hohen 

Wohnraumbedarf in den Kommunen wirksam zu begegnen. 

Die Stadt Burgdorf begrüßt diese Zielsetzung ausdrücklich. Auch in Burgdorf besteht ein anhaltend 

hoher Bedarf an zusätzlichem Wohnraum, der durch beschleunigte Verfahren und eine pragmatische 

Nutzung der neuen rechtlichen Spielräume gedeckt werden kann. Die Verwaltung sieht in den neuen 

Regelungen eine wesentliche Chance, Wohnungsbauprojekte zügiger zur Umsetzung zu bringen, ohne 

dabei die kommunale Planungshoheit oder die städtebauliche Ordnung aufzugeben. 

Vor diesem Hintergrund werden mit den nachfolgenden Bestimmungen die Rahmenbedingungen für 

die Anwendung des neuen Zustimmungsverfahrens nach § 36a BauGB festgelegt. 

2 Voraussetzungen für die Zustimmung der Gemeinde 
Für die Zustimmung der Stadt Burgdorf gelten folgende Kriterien: 

2.1 Vereinbarkeit mit den städtebaulichen Vorstellungen der Gemeinde 

Das Vorhaben ist mit den Vorstellungen der Gemeinde im Hinblick auf die städtebauliche Entwicklung 

und Ordnung vereinbar. 

Die Vereinbarkeit mit den städtebaulichen Vorstellungen der Gemeinde ist immer vom Einzelfall 

abhängig und kann nicht pauschal beurteilt werden. Ein Vorhaben ist jedoch regelmäßig nicht mit den 

städtebaulichen Vorstellungen der Stadt Burgdorf vereinbar, wenn: 

a) … das Vorhaben im Außenbereich liegt, wenn sich durch das Vorhaben die Abgrenzung des 

Innenbereichs zum Außenbereich verändert und damit zu einer ungesteuerten 

Siedlungsentwicklung führen kann.  

b) … das Vorhaben im Siedlungszusammenhang liegt, sofern eine ungesteuerte und städtebaulich 

unerwünschte Innenverdichtung zu erwarten ist.  

c) … das Vorhaben in einem Gewerbe- oder Mischgebiet liegt. Die Entwicklung und die Erhaltung 

von Gewerbe- und Mischgebieten sind in der heutigen Zeit aufgrund von hohen Anforderungen 

an den Immissionsschutz und an die verkehrliche Erschließung immer schwieriger. Bestehende 

Gebiete müssen daher geschützt werden, um ein „Kippen“ zugunsten des Wohnens zu 

verhindern und das Gewerbe im Bestand zu stärken. 

Bei der Entscheidungsfindung, ob ein Vorhaben den gemeindlichen Vorstellungen zur städtebaulichen 

Entwicklung und Ordnung entspricht, werden der Flächennutzungsplan, kommunale Satzungen (insb. 

Erhaltungssatzung Innenstadt) und informelle Pläne (wie z.B. das Integrierte Stadtentwicklungskonzept 

und der Städtebauliche Rahmenplan Innenstadt) herangezogen.  

2.2 Bereitschaft zum Abschluss eines städtebaulichen Vertrags 

In Fällen, in denen die Stadt Burgdorf besondere städtebauliche Ziele verfolgt und bestimmte 

Vorstellungen zur Realisierung hat, ist der Abschluss eines städtebaulichen Vertrags notwendig. Dies 

wird regelmäßig auf Vorhaben zutreffen, für die nach Einschätzung der Verwaltung spezielle 



Regelungen notwendig sind. Für kleinere Einzelvorhaben, wie bspw. einen Dachausbau, werden im 

Normalfall keine städtebaulichen Verträge gefordert. 

In den städtebaulichen Verträgen können dabei bspw. Regelungen zu folgenden Sachverhalten 

getroffen werden: 

 Maßnahmen zum Natur- und Artenschutz oder 

 Auflagen nach dem Festsetzungskatalog des § 9 (1) BauGB 

 

2.3 Beteiligung der Öffentlichkeit 

Mit Antragstellung erklärt sich der/die Antragstellende einverstanden, dass die Verwaltung eine 

Beteiligung der Öffentlichkeit und Träger öffentlicher Belange durchführt, sofern sie dies für nötig 

erachtet. Dies kann insbesondere in bestehenden Beteiligungsformaten der Stadt Burgdorf erfolgen. 

Hierzu gehört auch die Zustimmung zur Veröffentlichung geeigneter Unterlagen im Internet. Der/die 

Antragstellende kann die Unterlagen für Zwecke der Öffentlichkeitsbeteiligung durch zusätzliche 

Darstellungen ergänzen, sofern diese inhaltlich mit dem beantragten Vorhaben übereinstimmen. 

 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit kann dabei entweder als Beteiligung der möglicherweise betroffenen 

Nachbarn oder auch eines erweiterten Kreises von BürgerInnen, die durch das Vorhaben betroffen sein 

könnten, erfolgen.  

3 Zuständigkeit 
Der Rat der Stadt Burgdorf ist gemäß § 58 Abs. 1 Nr. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 

(NKomVG) für den Beschluss von Richtlinien und damit auch für den Beschluss des vorliegenden 

Grundsatzpapiers zuständig. Die Zuständigkeit für die Erteilung der Zustimmung der Gemeinde liegt 

gemäß der vorliegenden Delegationsbeschlüsse beim Verwaltungsausschuss der Stadt Burgdorf und 

wird auf Basis des Grundsatzpapiers in Teilen auf den Bürgermeister übertragen. 

Dem Verwaltungsausschuss obliegt die Erteilung der Zustimmung der Gemeinde nach Vorberatung im 

Ausschuss für Umwelt, Stadtentwicklung und Bau für quartierprägende Vorhaben. Der Bürgermeister 

entscheidet über Anträge für nicht quartiersprägende Vorhaben. 

Zur Beurteilung, ob ein Vorhaben quartiersprägend ist, werden folgende Orientierungswerte 

herangezogen: 

 

 In Einfamilien-/Doppelhausgebieten: über 4 Wohneinheiten, wenn keine Vorbilder in der 

näheren Umgebung bestehen. 

 In Mehrfamilienhausgebieten: über 20 Wohneinheiten. 

 In gemischten Gebieten: Einzelfallentscheidung durch die Verwaltung. 

4 Vorbehalt der Zustimmung bei komplexen Verfahren  
Es besteht kein Rechtsanspruch auf Zustimmung.  

Für komplexe Vorhaben mit konkurrierenden öffentlichen und privaten Belangen prüft die Verwaltung, 

ob die Einleitung einer Bauleitplanung erforderlich ist.  

5 Monitoring und Gremieninformation 
Die Verwaltung führt ein Monitoring der nach § 36a BauGB eingehenden Anträge durch und berichtet 

regelmäßig im Ausschuss für Umwelt, Stadtentwicklung und Bau über den Fortschritt.  



6 Fortschreibung des Grundsatzbeschlusses 
Ergeben sich aus der praktischen Anwendung der vorliegenden Grundsätze Änderungs- oder 

Ergänzungsbedarfe, wird der Grundsatzbeschluss fortgeschrieben. 


